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Dem Gießener Kreis 
zum Versammlungsrecht um 

Helmut Ridder 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit ist vom Fachbereich Rechtswissenschaft der Justus-
Liebig-Universität Gießen im Wintersemester 1993/94 als Dissertation ange-
nommen worden. Das Manuskript habe ich im Mai 1993 abgeschlossen. Die 
Gesamtzusammenfassung ist nachträglich fiir die Veröffentlichung entstanden. 
Ihr liegt der Vortrag fiir die Disputation zugrunde. Den Untertitel "Ein Beitrag 
zur Harmonisierung von Art. 8 GG, § 15 VersG und § 240 StGB sowie zur 
Bewertung der Strafrechtswidrigkeit anhand der Unterscheidung des symboli-
schen Handeins vom instrumentellen Selbstvollzug" habe ich auf Wunsch des 
Verlages verkürzt. 

Der Strafrechtler Herr Professor Dr. Dr. Kristian Kühl hat das Erstgutachten, 
der Öffentlichrechtler Herr Professor Dr. Klaus Lange - an dessen Professur fiir 
Verwaltungslehre und Öffentliches Recht ich als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
tätig gewesen bin - hat das Zweitgutachten erstellt. Frau Marga Pfeffer hat die 
Reinschrift des Manuskripts und die Druckvorlage angefertigt. Ihnen gilt mein 
herzlicher Dank. 

Gewidmet ist das Buch den Mitarbeitern des Versammlungsrechts-Kommen-
tars um Herrn Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Helmut Ridder, die die Arbeitsatmo-
sphäre und den Diskussionszusammenhang in der Hein-Heckroth-Straße 5 in 
Gießen gestiftet haben, in denen dieses Werk entstanden ist. 

Achim Bertuleit 
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§ 1. Einleitung - Die Fragestellung, 
die Zielsetzung und der Gang der Untersuchung 

Die Sprachpolitik unserer etablierten Institutionen hat für die im Folgenden 
rechtlich zu beurteilende Aktionsform vor allem der neuen sozialen Bewegun-
gen den Begriff der "Sitzblockade" geprägt. Ein von vornherein semantisch ne-
gativ besetzter Begriff, der aggressives Handeln suggeriert. "Passive Resi-
stenz" 1 durch Niederlassen auf der Straße wird mit diesem Begriff nicht ad-
äquat erfaßt. Die "Sitzblockaden" der Friedensbewegung haben ihre Vorläufer 
in den "Sit7streiks" der Studentenbewegung. Der Begriff des "Sitzstreiks" be-
wahrt zwar durch die Assoziation zum Streikrecht, das die Arbeitsverweigerung 
beinhaltet, das passive Moment der Aktionsform, stellt sie aber mit der 
Koalitionsfreiheit des Art. 9 Abs. 3 GG in den Kontext eines nicht einschlägi-
gen Grundrechts. 

Im Folgenden gebe ich dem Begriff der "Sitzdemonstration", 2 den das Bun-
desverfassungsgericht im Mutlangen-Urteil gegenüber anderen Begriffsbil-
dungen offenbar als semantisch neutralere Umschreibung der Aktionsform an-
sieht, den Vorzug vor den Begriffen "Sitzblockade" und "Sitzstreik". Der Be-
griff der "Sitzdemonstration" ordnet die in Frage stehende Aktionsform entge-
gen dem Begriff "Sitzstreik" richtigerweise dem Sachbereich des Grundrechts 
der Versammlungsfreiheit des Art.8 Abs. I GG zu. Der Begriff der 
"Demonstration", der im Unterschied zum Begriff der "Versammlung" nicht 

1 BGHSt 23, 46, S3 - Laepple-Urteil m. Anm. Ott, NJW 1969, S. 2023 f.; Eilsberger, Die Kölner 
Sfraßenbahnblockade, JuS 1970, S. 164 ff. 

2 BVeifGE 73, 206, 231 u. ö. - Mutlangen-Urteil m Anm. Kühl, Sitzblockaden vor dem Bundesver-
fassungsgericht, StV 1987, S. 122 ff.; Callies, Sitzdemonstrationen und strafbare Nötigung in verfas-
sungsrechtlicher Sicht, NStZ 1987, S. 209 ff.; Prittwitz, Sitzblockaden - ziviler Ungehorsam und 
strafbare Nötigung?, JA 1987, S. 17 ff.; Fritz, Stellungnehmen und Standpunkt bezeugen, in: 
BrandtiGollwitzerlHenschel (Hg.), Festschrift filr Hemut Simon, S. 403 ff.; Hassemer, Strafbarkeit 
von Sitzdemonstrationen, JuS 1987, S. 314 ff.; Riehle, DuR 1987, S. 9 ff.; MeurerlBergmann, Gewalt-
begriffund Verwerflichkeitsklausel, JR 1988, S. 49 ff.; Starck, Anmerkung zum Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 11. November 1986, JZ 1987, S. 14S ff.; Otto, Sitzdemonstrationen und strafbare 
Nötigung in strafrechtlicher Sicht, NStZ 1987, S. 212 ff.; BertuleillHerkstr6ter, Nötigung durch Ver-
sammlung?, KJ 1987, S. 331 ff. 



24 § 1. Einleitung 

einmal ein Rechtsbegriff ist, 3 nimmt schon deshalb die rechtliche Beurteilung 
von Sitzdemonstrationen nicht vorweg. 

Sitzdemonstrationen - so wie der Begriff im Folgenden verwendet wird - sind 
dadurch gekennzeichnet, daß ihre Teilnehmer "ohne jedes gewalttätige Verhal-
ten" die Straße versperren und "ein polizeiliches Einschreiten widerstandslos 
über sich ergehen lassen". 4 Die Teilnehmer befolgen die verwaltungsrechtliche 
Pflicht nach §§ 18 Abs. 1, 13 Abs. 2 VersG, sich nach der Erklärung der 
Versammlung fiir aufgelöst unverzüglich zu entfernen, nicht. Da die Polizei den 
Anspruch auf die Rechtmäßigkeit der Auflösung der Sitzdemonstration nach 
§ 15 Abs. 2 VersG erheben wird, gehen die Teilnehmer das Risiko der Ahnd-
barkeit der Nichtbefolgung der Entfernungspflicht als Ordnungswidrigkeit nach 
§ 29 Abs. 1 Nr. 2 VersG ein. Die Behinderung Dritter durch das Versperren der 
Straße erfolgt nicht um seiner selbst willen, sondern zur Erreichung erhöhter 
Aufmerksamkeit rur eine kundgegebene Meinung. Sitzdemonstrationen lassen 
sich insofern als eine Aktionsform zivilen Ungehorsams begreifen, der durch 
eine bewußte, öffentliche, durch den Ausschluß von Gewalttätigkeiten begrenzte 
Regelverletzung aus Protest gegen eine Politik gekennzeichnet ist, wobei die 
Teilnehmer bereit sind, fiir die Folgen ihres Handeins einzutreten. 

Es geht im Folgenden freilich nicht um die Möglichkeiten der Legalisierung 
des zivilen Ungehorsams von Sitzdemonstrationen. So gestellt ist die Frage 
widersinnig, weil die Illegalität per definitionem zum Wesen des zivilen Unge-
horsams gehört. 5 Es geht auch nicht darum, die Frage nach der Legitimität des 
zivilen Ungehorsams von Sitzdemonstrationen erneut aufzuwerfen. Mag ziviler 
Ungehorsam in bestimmten Situationen auch legitim sein, so ist er deswegen 
noch lange nicht legal. Vielmehr geht es darum, daß der Erste Strafsenat des 
Bundesgerichtshofs im Fernziel-Beschluß im Falle der Beurteilung von Sitz-
demonstrationen als rechtmäßig befiirchtet, daß dies die Schleusen fiir schwer-
wiegende Beeinträchtigungen des inneren Friedens öffnet, 6 und auch das End-

3 Kunig, in: vonMQnchlKunig (Hg.), Grundgesetz-Kommentar (GGK), Bd. 1,4. Aufl. 1992, Art. 8 
Rn. 12. 

4 BVeljGE 73, 206, 231. 
5 BVeljGE 73, 206, 252. 
6 BGHSt 35,270,282 - Fernziel-Beschluß m. Anm. A. Kauftnann, Der BGH und die Sitzblockaden, 

NJW 1988, S. 2581 ff.; Eser, Irritationen um das "Fernziel", in: TtJpper (Hg.), Festschrift ftlr Gerd 
Jauch, 1990, S. 35 ff.; Ostendorf, Anmerkung zum Beschluß des BGH vom 5. Mai 1988, StV 1988, S. 
488 ff.; Roggemann, Der Friede - ein Strafrechtsgut wie jedes andere?, JZ 1988, S. 1108 ff.; Arzt, 
Anmerkung zum Beschluß des 1. Strafsenats des BGH vom 5. Mai 1988, JZ 1988, S. 775 ff.; Schmitt 
Glaeser, Politisch motivierte Gewalt und ihre "Fernziele", BayVBI 1988, S. 472 ff.; Jahn, Zur straf-
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gutachten der Gewaltkommission durch den selektiven Rechtsgehorsam der 
Sitzdemonstration den inneren Frieden gefährdet sieht. 7 Das macht es notwen-
dig, in § 2 der vorliegenden Abhandlung eine Antwort auf die Frage zu suchen, 
ob Sitzdemonstrationen das staatliche Gewaltmonopol angreifen. Dabei wird 
der Begriff des instrumentellen Selbstvollzuges eingefiihrt (Abschnitt C), der in 
§ 5 wieder aufgegriffen wird. 

Im Anschluß an Gunther Jakobs 8 hat die Habilitationsschrift von Gerhard 
Timpe 9 die Nötigung in die Tradition zum gemeinrechtlichen crimen vis, dem 
Gewaltverbrechen, als Delikt mit dem Straf grund der Verletzung der öffent-
lichen Sicherheit gestellt und der Bestrafung von Sitzdemonstrationen nach 
§ 240 StGB durch den Hinweis auf die sichtbare Friedensstörung eine neue 
Legitimation verschaffi:. Anleihen an das crimen vis finden sich auch in der 
Dissertation von Sabine Fabricius. \0 Der Entwicklung vom crimen vis als De-
likt mit dem Straf grund der Verletzung der öffentlichen Sicherheit zur Nöti-
gung als Delikt mit dem Rechtsgut der Willensfreiheit der Person ist § 3 der 
vorliegenden Abhandlung gewidmet. Zwar hängt auch nach dem hier vertrete-
nen Ansatz der Verwaltungsrechtsakzessorietät des § 240 StGB zu § 15 VersG 
(§ 4) die Strafrechtswidrigkeit von der Gefahrdung des Schutzguts der öffent-
lichen Sicherheit ab (§ 4 C). Aber die öffentliche Sicherheit wird nicht zum die 
Strafbarkeit legitimierenden Rechtsgut erhoben, sondern ihre Gefahrdung wird 
aufgrund einer verfassungskonformen Auslegung des § 240 StGB im Lichte des 
verfahrensrechtli<;hen Gehalts des Art. 8 GG (§ 4 A) zur die Strafbarkeit limi-
tierenden Bedingung. 

Perspektiven :fiir eine Entkriminalisierung von Sitzdemonstrationen werden 
nach dem Mutlangen-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vor allem in der 
grundrechtssichernden Funktion des tatbestandsregulierenden Korrektivs der 
Verwerflichkeitsklausel des § 240 Abs. 2 StGB gesucht. Die vorliegende Ab-
handlung geht darüber hinaus. Sie trägt den Titel "Sitzdemonstrationen zwi-
schen prozedural geschützter Versammlungsfreiheit und verwaltungsrechtsak-

rechtlichen Bewertung von Sitzblockaden als Nötigung, JuS 1988, S. 946 ff.; Hassemer, Sitzblockaden 
als Nötigung, JuS 1988, S. 822 f.; Bertuleit, Verwerflichkeit von Sitzblockaden?, JA 1989, S. 16 ff. 

7 Endgutachten, in: SchwindIBaumann u. a. (Hg.), Ursachen, Prävention und Kontrolle von Gewalt. 
Bd. I, 1990, S. SI Rn. 81. 

8 Jakobs, Nötigung durch Gewalt, in: HirschIKaiserlMarquard (Hg.), Gedächtnisschrift fllr Hilde 
Kaufinann, 1986, S. 791 ff. 

9 Timpe, Die Nötigung, 1989. 
\0 Fabricius, Die Fonnulierungsgeschichte des § 240 StGB, 1991. 


